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Die Volbsſtimme erſcheint täglich nachmittags mit Ausnahme der Sonn und Feiertage.
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Die Arbeikerratswahlen ſind vorüber und heute
nachmittag tritt der neugewählte Arbeiterrat zu ſeiner
erſten Sitzung zuſammen. Der Arbeiterrat hat ein
weſentlich anderes Geſicht als der verblichene und ge
ſpannt wird man auf ſein Arbeiten ſein können. Die
„Bürgerlichen“, wenn wir den Ausdruck hier ſchon ein
mal gebrauchen wollen, ziehen in erheblicher Stärke in
das neue Arbeiterparlament ein. Es iſt ſicher lohnend,
einmal zu unterſuchen, unter welchen Umſtänden es

gelang, eine 35 Mann ſtarke „bürgerliche“ Fraktion in
den Arbeiterrat zu wählen.

Jm Grunde genommen ſollte und wurde die Wahl
rag parteipolitiſchen Geſichtspunkten

vorgenommen; wir traten als Partei auf, die Unab
hängigen ebenfalls und nur die „Bürgerlichen“ traten
nicht etwa als Demokraten oder Deutſchnationale oder
ſonſtwie auf den Plan, ſondern ſtellten ſich hinter die
einzelnen wirtſchaftlichen Jntereſſenvertretungen und
brachten auf dieſem Wege ihre Vertreter in den Ar-
beiterrat. Die Vertretung der „Bürgerlichen“ hat ſich
nach der Wahl auch nicht in einzelne Fraktionen zer-
teilt, ſondern will auch in Zukunft als eine Fraktion,
als ſogenannte „Freie Vereinigung“ auftreten.
Danach könnte man nun annehmen, daß dieſe Herren
ſich im Arbeiterrat nicht als „Parteivertretung“, ſondern
als wirtſchaftliche Vertretung fühlen wollen. Die
Konſequenz wollen wir gelten laſſen, müſſen aber feſt
ſtellen, daß dieſe Konſequenz bei der Aufſtellung der
Kandidatenliſte nicht gewahrt worden iſt. Denn, wenn
man nur „wirtſchaftlich“ ſein wollte, durfte man keines-
wegs nach der politiſchen UÜberzeugung der aufzuſtellen
den Kandidaten fragen, ſondern nur danach, welche
wirtſchaftlichen Gruppen ſie vertreten. Es mußte dar
um, in dem Gedankengang fortgefahren, auch möglich
ſein, daß Sozialiſten auf dieſer „wirtſchaftlichen“ Liſte
ſtehen konnten. Das hat man aber von vornherein
abgelehnt, trotzdem in den dem

Beamtenausſchuß

angehörenden Organiſationen ſich zahlreiche Sozial
demokraten befinden.

Der Beamtenausſchuß Halle, eine Ortsgruppe des
deutſchen Beamtenbundes, ſoll eine vollſtändig neu
trale wirtſchaftliche Organiſation ſein, der ſich
in keiner Weiſe einſeitig mit Politik befaſſen will.

Der Beamtenausſchuß iſt bei der Arbeiterratswahl
als treibende Kraft aufgetreten. Die demokratiſche
Partei hat ſich hinter ihn geſtellt und hat ihn als Sturm-
i gebraucht und der Beamtenausſchuß hat ſich trotz
einer

feſtgelegten parteipolitiſchen Neutralität
als Sturmbock für eine Partei gebrauchen laſſen. An
geblich weil die Demokraten wegen der Plötzlichkeit der
Wahl überraſcht wurden und ihnen die ſchlagfertige
Organiſation und die erforderlichen Geldmittel fehlten,
haben ſie die ſchlagfertige Organiſation
und die Finanzmittel des Beamtenaus-ſchuſſes in Anſpruch genommen, um Demokraten
in den Arbeiterrat zu wählen. Während man aber nach
links ganz „neutral“ verfuhr und keinen Sozial
demokraten auf die Liſte ließ, iſt man unter dem
kinfluß der Demokraten nach rechts viel toleranter ge
weſen und hat eine ganze Anzahl erzreaktionärer
klemente auf die „wirtſchaftliche“ Liſte geſtellt und
zewählt. Schlimmer als dies hier geſchehen, kann eine
parteipolitiſch neutrale Organiſation nicht einſeitig miß-
braucht werden und ſich nicht mißbrauchen laf
ſen. In allen anderen größeren Städten ſind auch die
Bürgerlichen nach Parteien grüppiert, und wo ſie zu
ſammengingen, zumindeſt unter einer politiſchen Par
keibezeichnung, zur Arbeiterratswahl angetreten. Hier
ſt man diplomatiſcher vorgegangen, hat ſich hinter die
wirtſchaftlichen und vor allen die Beamtenorganfſativ
nen geſteckt, um alle die Beamten, die politiſch ſozial
demokratiſch orientiert ſind und ihren wirtſchaftlichen
Organiſationen angehören,

irre zu führen.
Es handelte ſich hierbei um glatten Stimmenfang,

um die Gewinnung von Stimmen ſolcher, die im Zwie-
palt waren, ob ſie ihrer politiſchen oder
ihrer wirtſchaftlichen Organifation fol
len ſollten. Die Zeit bis zur Wahl war zu kurz,
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um darüber genügend Aufklärung zu ſchaffen und da
rum ſtimmten viele Beamte für die „vwirtſchaftliche
Liſte“ und ſomit für die politiſchen bürgerlichen
Parteien. Auch ſonſt iſt bei dieſer wirtſchaftlichen
Liſte“ Mißbrauch getrieben worden, und zwar inſofern,
daß andere Organiſationen auf dem im
letzten Augenblick herausgekommenen
Flugblatt der „Bürgerlichen“ mitunter-
zerchnet waren, ohne daß die betreffen-
den Organiſationen überhaupt etwas davon
wußten. Bei dem Verband weiblicher kaufmänniſcher
Angeſtellter z. B. können wir das einwandfrei beweiſen.

Die Beamten werden mit ihrem hieſigen Beamten
ausſchuß, der ſich ſcheinbar mit Haut und Haaren den
Demokraten verſchrieben hat und ſich kritiklos

vor dem demokratiſchen Parteiwagen ſpannen
läßt, ein ernſtes Wort reden müſſen und ihn
ſcharf auf ſeine ſtatutariſch feſtgelegte Verpflichtung,
eine reine wirtſchaftliche parteipolitiſch-
neuntrale Organiſation zu ſein, aufmerkſam
machen und von ihm ſtrikteſte Durchführung der Neu
tralität verlangen. Einzelne Beamtengruppen haben
ſchon Proteſt gegen das Verhalten des Beamtenaus-
ſchuſſes eingelegt, und wie wir beſtimmt wiſſen, wird
von einzelnen Beamtenorganiſationen, die dem Beam-
tenausſchuß angehören,

die Beitragsſperrung beſchloſſen
hen, wenn ver

einer Partei mißbrauchen läßt. Wenn auf dieſe Weiſe
ein Keil in die wirtſchaftliche Organiſa-
tion der Beamten getrieben wird, ſo fällt
die Schuld allein auſ die, die ihre Pflicht verletzten. Hier

z wäre ſchließlich auch noch ein Wort zu dem

Beamtenſtreik
nachzutragen. Wir haben den Unabhängigen vorge-
worfen, daß ſie die Arbeiter, ohne ſie vorher zu be
fragen und mit einem gewiſſen Zwang aus den Betrie-
ben herausgeholt haben, das gleiche trifft auch
auf den Beamtenausſchnuß zu der die gleichen
Mittel anwandte und die Beamtenſchaft ebenfalls vom
Mitbeſtimmungsrecht ausſchloß, vor vollendete Tat-
ſachen ſtellte und durch den gleichen Druck die Arbeits-
einſtellung erreichte.

Fmmer und überall iſt von gewiſſen Kreiſen ge-
ſchoben worden, um die Beamten von der Sozialdemo-
kratie fernzuhalten. Schon bald nach der Novemberum-
wälzung wurde verſucht, die revolutionäre Regierung
auf die bisherigen Rechte der Begmten feſtzulegen. Die
Erklärung Eberts, daß in dieſer Hinſicht alles beim alten
bleiben ſollte, genügte nicht. Man wollte ausdrückliche
Garantien haben.

Was hätte eine ſolche Garantie der revolntionären
Regierung den Beteiligten genützt? Gar nichts! Denn,
es ſtand wohl feſt, daß diefe Regierung nach kurzer Zeit
abtreten würde, es ließ ſich aber nicht vorausſagen,
welche politiſche Konſtellationen die Wahlen zur Na-
tionalverſammlung ergeben würden, und ob die kom-
mende Regierung den Garantien beitreten würde. Die
Entſcheidung über das Schickſal der Beamten des deut-
ſchen Freiſtaates mußte deshalb der Nationalverſamm-
lung und der erſten geſetzmäßigen republikaniſchen
Regierung vorbehalten bleiben.

Dieſes Fehlen einer Gorantieerklärung iſt im
Wahlkampf naturgemäß von den bürgerlichen Parteien

die Regierungspartei (Mehrheitsſozialiſten weihb-
ich ausgeſchlochtet worden.

Durch Verdrehung des Sinnes
in angeblichen Außerungen ſozialdemokratiſcher Mini-
ſter ſuchte man die Gefährdung der Beamtenrechte nach
zuweifen. In einer Unzahl rieſiger Zeitungsinſerate
und Flugblätter führte man dieſe Lügen den Beamten
vor Augen und wollte ſie hierdurch gegen die
Sozialdemokratie hetzen Ja, durch widerſinnig
Auslegung ber des Erfurter Programms,Weg der vchodes das Volk“, entblödete man

ſich nicht, den Beamten klarzumachen, daß ſie im Falle
eines Siaeges der ialdemokratie ſamt und ſonders
ihre Stellu en würden, ſoweit ſie nichtnen. Glücklicherweiſe hat es unter den
Beamten noch genügend beſonnene Köpfe gegeben, die

Falſche Muſik.
dieſem elenden verderblichen Wirken mit ſichtbarem Er
folg entgegengetreten ſind.

Inzwiſchen hat die Regierung unter dem
Einfluß der Mehrheitsſozialiſten

ein Arbeitsprogramm verkündet, daß unter Punkt
für die Beamten beſagt: „Den Beamten ſind die
ſtaatsbürgerlichen und beruflichen Rechte einſchließlich
des Koalitionsrechtes zu ſichern. Eine „eitgemäße Neu
regelung der Beſoldungs- und Penſionsverhältniſſe iſt
durchzuführen. Schaffung eines freiheitlichen Beamten
und Diſziplinarrechts.“ Und weiter heißt es unter 1:
„Befeitigung aller Bevorzugungen bei Beſetzung von
Beamtenſtellen.“

Dieſes Programm, auf das ſich die Regierung ſtützt,
iſt beſchloſſen worden. Es iſt erklärlich, daß hierbei die
ſozialdemokratiſche Fraktion als die größte einen ent-
ſcheidenden Einfluß ausgeübt hat. So wird alſo durch
dieſe Sätze nicht nur die Stellung der Regierung, ſon
dern auch insbeſondere die der

Mehrheitsſozialiſten gegenüber der Beamtenſchaft
präziſiert, und alle die gegenteiligen Machenſchaften
werden es auf die Dauer nicht zuwege bringen, daß die
Beamten doch als ihre wirkſamſte, entſchiedenſte und
vorteilhafteſte Jntereſſenvertretung die Sozial
demokratie erkennen werden, die immer für die
Beamtenſchaft gearbeitet hat, während die bürgerlichen

Beamtenans ſchuß vunch fernerhin ſeine
parteipolitiſche Neutralität nicht achtet und ſich von

n

Parteien in dieſer Beziehung eine recht zweifelhafte
e n

T

Ne Glftnudel.
„Ein ſchamloſes Verleumderblatt“.

Jn übergroßer Liebenswürdigkeit nannte uns vor einiger
Zeit das Volksblatt „Ein ſchamloſes Verleumderblatt“. Wir ge
brauchen im allgemeinen nicht gern ſolche „Kraftworte“, können
aber nicht umhin, heute dieſe liebenswürdige Bezeichnung auf
das Vollsblatt anzuwenden. Das Volksblatt ſchreibt in einem
Artikel ſeiner geſtrigen Nummer Die von den Helms-
und Thielelenten hergerufenen Landesjäger.

Wir haben ſchon zu wiederholten Malen und einwandfrei
an Hand von Beweismaterial feſtgeſtellt, daß wir mit
dem Herkommen der Truppen nichts zu tun haben und
auch Genoſſe Thiele hat in einer Zuſchrift dieſe Anſchuldigung
reſtlos zerpflückt. Das Volksblatt hat dieſe ganze Sache tros
ihres vorherigen Anwurfs reſtlos tot geſchwiesgen, um jetzt, da
die Sache etwas zur Ruhe gekommen. von neuem die gleiche ge
meine Verleumdung auszuſprechen. Für ſolches Gebahren iſt
eigentlich jedes Wort zu ſchwach. Tatſächlichkeiten und Wahrheit
ſind für das Volksblatt unbekannte Dinge, es geht einzig und von
dem Grundſatz aus: Nur feſte drauf los verleumdet, es bleibt doch
etwas hängen. Wir glauben, daß bald die Zeit kommen wird.
wo die Arbeiterſchaft begreift, wie „hoch“ man ſie von jener
Seite einſchätzt, daß man ihnen immer und immer wieder ſolche
Gemeinbeiten vorzufetzen wagt.

Unabhängige Konfuftonsrüte.

Unſer Chemnitzer Bruderorgan, die dortige Volks
ſtimme, ſchreibt unter obiger Kberſchrift:

„Die Kommuniſten lähmen durch ihre von
einer grenzenloſen Verblendung zeugenden Taktik dieStoßkraft des Proletariats. d ihren Flugblättern
beſorgen ſie die Geſchäfte der Reaktion.
Wer kommuniſtiſch wählt, hilft mit, die Zerſplitterung
t zu fördern und ihre Erfolge in Frage
zu en.Dieſe Sätze enthält ein heute früh verbreitetes
unabhängiges Flugblatt. Damit dokumentieren die
u. S. P.-Leute erneut, daß ſie überhaupt nicht mehr
wiſſen, was ſie wollen. Sie ſind nichts anderes als die

rittmacher der Kommuniſten, denen ſie den S
bereiten und deren verrückte Handlungen ſie übera
verteidigen. ade, daß uns der Raum fehlt, t
würden wir einige unabhängige Reden aus der
ſchen Volkskammer hierher tellen und damit den
weis führen, daß all das, was d u

e Un
ihrem Wahlflugblatt den Kommun
ihnen getreulich ſelbſt beſorgt wird.
ſchmähen die Volksſtimme, weil ſie
nniges Streiktreiben Stellun nömmen weil

ne Streiks billigt, die mit der materiellen Ber-
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gegen ſol

eſſerung der Lage der Arbeiter nichts zu tun haben.Die ünabnängigen chmähen aber auch die Kammuniſten,
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von denen ſie ſagen, daß ſie durch ſolche putſchiſtiſche
Bewegungen die Stoßkrafſt des Proletariats lähmen.

Die ungabhängigen Volksvertreter verteidigen das
ſpartakiſtiſche Treiben in Leipzig. Die Chemnitzer Un
abhängigen mißbilligen es, das heißt nicht direkt,
ſie begnügen ſich damit, ihren kommuniſtiſchen Freunden
von ſolchen Dummheiten abzureden.

Was ſagt nun die unabhängige Chemnitzer Leitung
zu dem 400 000-Markf- Diebſtahl in Leipzig? Die Kom
muniſten ſchreien, es ſei nicht wahr, die Unabhängigen
ſchweigen ſich darüber ganz aus. ünwiderieg ich nach
gewieſen iſt aber, daß unter Führung des Unabhängigen
Geyer in Leipzig 400 000 Mk. vom dortigen Oberbürger-
meiſter erpreßt worden ſind.

Von dieſen 400 000 Mk. haben zwei Unabhängige
100 000 Mk. bekommen mit dem Auftrag, davon Unter-
ſtützung auszuzahlen. Was taten dieſe Ehrenmänner?

Sie verjubelten einen großen Teil dieſes Geldes
in Leipziger Animierkneipen und ließen die auf Unter
ſtützung Wartenden ruhig weiter hungern.

Kein Wort davon in dem unabhängigen Flugblatt.
Doch das darf man auch nicht von ihnen erwarten: denn
ſie können ſich doch nicht gegen ihre eigenen Leute und
gegen diejenigen wenden, die aus ihrem Lager in die
kommuniſtiſchen Arme geſprungen ſind.

Darans kann man wieder einmal erſehen, daß die
Unabhängigen ſich von den Kommuniſten nur dadurch
unterſcheiden, daß ſie zwar einen anderen Faden, aber
dieſelbe Nummer ſpinnen. Die Unabhängigen ſind ge-nau wie die Kormmuniſten, die ſchlimmſten inde &r

Arbeiterkloſſe und damit der revolutionären Errungen-
ſchaften. Wer die Revolution ſichern will, der ſtützt und
ſärkt die alte ſozialdemokratiſche Partei.
Beendigung der Arbeiten des preußiſchen Verfuſſungs

ausſchuſſes.

Der Verſaſſungsausſchuß der Preußiſchen Landes-
verſammlung zur Vorberatung der vorläufigen Ver-
faſſung trat am Dienstag unter dem Vorſitz der
Abgeordneten Dr. Porſch und Gräf zuſammen und
verabſchiedete den Entwurf. Die grundlegenden Be-
ſtimmungen der Regierungsvorlage wurden durchweg
aufrechterhalten. So wurde gegen die Angriffe der
Rechten das Wort „Republik“ im grundlegenden 31 der
Verfaffung aufrecht erhalten und in 83 die Ernennung
des Miniſteriums dem Präſidenten der Landesver-
ſammlung zugewieſen. Der Gedanke der Einſetzung
eines beſonderen Staatspräſidenten fand nuren ge
ringe Vertretung, aber auch der Antrag der Demokraten,
den Miniſterpräſidenten durch die m
ſelbſt zu wählen, fand keine Mehrheit. Zentrum, Sozial
demokraten und Unabhängige beſchloſſen die Miniſter
ernennung durch den Präſidenten der Landesverſamm-
lung. Die Kommiſſion erweiterte ferner den Ver-
faſſungsentwurf durch eine Anzahl von Beſtimmungen
über Notverordnungsrecht, Begnadigungsrecht und
Nachprüfung der ſeit der Revolution erlaſſenen Ver-
ordnungen. Endlich wurde eine Reſolution angenom-
men, welche die preußiſche Regierung erſucht, durch die
Reichsregierung guf die Nationalverſammlung in Wei-
mar einzuwirken, daß ſie die fſir die Mitglieder der
Nationalverſammlung und des künftigen Reichstags in
Ausſicht genommenen Jmmunitätsbeſtimmungen auch
auf die Mitglieder der geſetzgebenden Verſammlungen
der Einzelſtaaten ausdehnt. Geſtrichen wurde u. a. das
Recht der Regiernng, den Landtag zu vertagen. Zum
Berichterſtatter für das Plenum wurde Abgeordneter
Dr. Heil brunn (Dem.) beſtellt.

Der Verfaſſungsausſchuß der verfaſſunggebenden preußiſchen
Landesver ſammlung hat beſchloſſen, in den Verfaſſungsentwurf
nachſtehenden Paſſus einzufügen:

„Auf Antrag von mindeſtens einem Fünftel der Abgeord-
neten ſind Unterſuchungsausſchüſſe aus der Mitte der Landes-
nerſammlung einzuletzen, in denen die Parteien vertreten ſein
müſſen, denen die Antragſteller angehören. Sämtliche Staats-
behörden ſind vernflichtet, den Ausſchüſſen Auskunft zu geben.

Die Angliederang Deutſch-Heſterreichs.
Der Pariſer Korreſpondent von Stockholm Aften-

bladet hatte mit Pichon eine Unterredung, in der dieſer
erklärte, man werde Deutſch-Sſterreich große wirtſchaft
liche, militäriſche und politiſche Vorteile zufagen, wenn
es als neutrales Land außerhalb Deutſchlands verbliebe.
Man nehme in Frankreich nicht an, daß Oſterreich auf
dieſe Vorteile verzichten werde.

Ob Deutſch-Oſterreich auf dieſe Lockungen der Ent-
enteèe hören wird. ſteht dahin.

Re „Fettmwenge

Angaben des Reichsernährungsminiſtersſollew aus den ausländiſchen Lebensmitf ufuhren

vro Kopf drei Pfund Schmalz un Fettans gegeben werben
DZ

F. e„Koske und feine Erzieher.
Unter dieſer Spitzmarke gloſſiert die unabhängige Freiheit.

nom Volksblatt natürlich ſofort übernommen und erweitert,
die Sandlungsweiſe Rostes, der dem Hauptmann Pabſt, einem
einer Stabsoffiziere, zur Hochzeit elegraphiſch gratulierte. Da-
zu Freiheit Volksblat:

Der Bräutigam verlas das Telegramm und triumphierte:
Er lernt ja ſchon Manieren! Ra, haben wir ihn nicht gut er

zogen
Wie wan Keht, wiſſen Noske und ſeine „Stützen“ einander

nach Gebübr zu ſchätzen
Die dem Beglüc wünſchten unterſchobene Aeußerung iſt ſelbſt

r glatt erfunden und wieder ein Beweiswelch „gutem“ Verhältnis das Volksblatt zur Wahrheit undEhrlichteit ſteht zu 5
Mſziersſtolz eines Unabhängigen.

Der Düffeldorfer Unabhängige Ob uch, der geſtern
in der Landesverſammlung keine beneidenswerte Rolle
ſpielte, ſagte in ſeiner Rede, die Offiziere blieben ſtetsOffiziere, ſie würden nie i Repu-
blikaner werden. Herr Obuch kann auch anders.
Nach ſeiner militäriſchen Stellung iſt er Fahnen-

Auf allen anderen Schiffen, beſonders au

funker. Als die Düſſeldorfer Arbeiter ihn zum
Kommandeur des aus dem Felde zurückkehrenden Jn
fanterie Regiments Nr. 309 ſchickten, damit beim Einzug
des Regiments keine Zuſammenſtöße vorkämen, e
er ſich hei dem Stabsoffizier mit den Worten: „Geſtatten
Herr Major, daß ich mich vorſtelle; ich bin auch aus
einer Offiziersfamilie.“ Der mehrheitsſoziali-

iſche Abgeordnete Spiegel, der ihn im Auftrage des
und S.-Rates begleitete, verlor vor Staunen

nd er tm en eng den
ſchon ngie ionate ſind, z. Lenin, ek und
Spartakus.“ tDer „Millionär Spartakus“ iſt ſicher eine der inter

eſſanteſten Perſönlichkeiten der G wart. Sein Reich
tum ſoll nur noch durch den ſeines Schwagers, des Herrn
Wumba, und durch den Jdeenreichtum des rrn
Günther von Berg übertroffen werden.

Das Schiffahrtsabkommen und die deutſchen Seeleute
Bei den Verhandlungen über das Schiffahrtsab

kommen hat die Fr r Beſ ung der deutſchenSeeleute et den ehe dceettigen eine erhebliche

Rolle geſpielt. Die Vertreter der Entente haben ur-
ſprünglich den

J hdie deutſchen Vertreter entſchiehen rſ DieEntente hat ſich ſorenn auf ber z eſeellt,
man die deutſchen Seeleute auf den Schiffen belaſſen
wolle, mit Ausnahme der Schiffe, die darauf angewieſen
ſind, in England oder Frankreich bunkern müſſen.

enen, die
in der Hauptſache überſeeiſche Fahrten ausführen, wer
den die deutſchen Seeleute bleiben.

an dieſen Schiffen werden auch deutſche Sach
verſtändige fahren, deren Aufgabe es iſt, die gute Jn-
ſtandhaltung der betreffenden Schiffe zu überwachen.

Anbanfläche und Gelbentwertung.

Bei der Erörterung der deutſchen Ernährungsver-
hältniſſe wird häufig auf die unbebauten LändereienMoore und Heiden hingewieſen, deren t allein in
Preußen 665 000 Hektar beträgt. Die Urbarmachung
dieſer Landſtrecken wird aber gegenwärtig und in der
nächſten Zukunft ſehr erſchwert durch den geſunkenen
Geldwert, der ſeinen Ausdruck auch in ſehr hohen Ar-
beiterlöhnen findet, ſowie durch die gewaltige Preis-

r für Materialien und Werkzeuge.“ Dieſe
Preiserhöhungen belaſten augenblicklich einen Hektar
nen kultivierten Bodens mit 5000 Mark, während vor
dem Kriege ein Hektar Odland mit 600 bis 720 Mark
Koſten zu kultivieren war. Nach der heutigen Koſten-
quote würde alſo ein Hektar neu kultivierten Landes
eine fährliche Verzinſung bis zu 300 Mark erfordern.
Dabei ſind noch nicht die Koſten für die auf dem neu
kultivierten Boden zu errichtenden Wirtſchafts und
Wohngebäude berechnet. Bedenkt man, daß noch heute
der Preis für ertragreichſten Marſchboden, der gegen
über neu kultivierten Boden faſt keine Aufwendung an
Kunſtdünger bedarf, ungefähr 4000 Mark für den Hektar
beträgt, ſo wird man ſich darüber klar werden, daß
unter den enwärtigenn Verhältniſſen die Kultivie-

Hdland wirtſchaftlich eine ausſichtsloſe Sache
iſt. Nach genauen Berechnungen würde der Staat, wenn
er etwa die Sache in die Hand nehmen und die Mehr-
koſten aufbringen ſollte, 1995 000 000 Mark aufwenden
müßen. Daß die Aufbringung einer derartigen Summe
in unſerer gegenwärtigen finanziellen Lage unmöglich
iſt, wird allgemein einleuchten.

Kurze Natizen.
Die verſchiedenen Gerüchte über Erſchießung von Matroſen

in der Franzöſiſchen Straße in Berlin haben den Reichspräſidenten
veranlaßt, beim Reichswehrminiſter vorſtellig zu werden, um
eine ſofortige Unterſuchung der gekennzeichneten Vorkommniſſfe
zu veranlaſſen. Seitens des Reichswehrminiſters wurde die ge
richtliche Unterſuchung angeordnet. Dieſe ſelbſt iſt, wie die P. P.
R. erfahren, auch bereits eingeleitet worden.

Das Bremer Wahlreſultat. Nach den nunmehr vorliegenden
t n Reſultaten ſetzt ſich die bremiſche Volksvertretung
(früher Bremer Bürgerſchaft) zuſammen aus: Mehrheitsſozia-
liſten 67, Unabhängige Soz. 38, Kommuniſten 15, Demokraten 39,
Landeswablverband 25, Chriſtliche Volkspartei 5, Vertreter von
Handel und Gewerbe 9, Angeſtelltenvertreter 2.

31 amerikaniſche Lebensmitteldampfer mit Lebensmittel für
die Mittelmächte ſind Sonnabend ausgelaufen.

Die Poſener Verhandlungen wurden nach einer Rote der
Entente abgebrochen.

Generalſtre in England? Jn England droht ein allge
meiner Generalſtreik auszubrechen, es wird geplant, eine Arbeiter
regierung einzuſetzen.

Die deutſchen Seeleute haben in einer Verſammlung gegen
die Auslieferung der deutſchen Handelsflotte proteſtiert.

Preußiſche Landesverfummlung

Verlin, 19. März. In der heutigen Sitzung der preußiſchen
Landesverſammlung wurde der Antrag Hoffmann (Unabh.) auf
Aufhebung des Belagerungsszuſtandes in ein-

r, der Antrag auf Einſetzung einer Unterfuchungskommiſſion,
eſtehend aus Mitgliedern der Landesverſammlung und des Voll

zugsrates, in namentlicher Abſtimmung mit 22 gegen 342 Stimmen
abgelehnt. Stürmiſche Heiterkeit erregte daß Hoffmann
ſelbſt. in das Studium von Akten vertieſt, gegen ſeinen
eigenen Antrag ſtimmte. Der Antrag der Mehrheits-

ſozialiſten auf Einſetzung einer Kommiſſion vor. 21 Miigliedern,
die gemäß Artikel 82 der alten Verfaſſung die Urſachen und den
Verlauf der Berliner Märzunruhen feſtſtellen ſoll, wird ein
imgtg n ſchaattonaler Aierauf kam ein deutſchnationaler Antrag zur Beſprechung,

eniniſterpräſident Hirſch. Di erung bat alles ve t,um die als Geiſeln von den Polen zurück Atenen

zu befreien. Leider erfolglos. Auch unſer Erſuchen bei der inter
alliierten Kommiſſion war erfolglos. Wir werden natürlich
unſere Bemühungen fortſetzen

Abg. Wende-Bromberg (Sos unterſtützt den Antrag.
Abg. Aronſohn (Dem.) degen mit dem Oſten c ne

n

Abg. Fräukein Poehlmann (D. Vpt.): Zum erſten Male
eine Fran von dieſer Tribüne. r erwarten von der

egierung, daß e mit der erſforderlit Energie vorgeht, um

die 7 er ten W reien.n Saiten we ſich gegen die wlperrecht

z h W W daß man die ge umte Mann er Schiffe in de nächſt zu erreichenden laltebthre abmuſtern D n d

Abg. Ma rt den Antrag.Der ei n n Es folgt die
vorläuftgenzweite Beratung des Verfaſſungsentwurfes.

richterſtatter Abg. Dr. Heilbronn (Dem.) berichtet über
die Ausſchußverhandlungen. Die vorgeſchlagenen Aenderungenen Grundlage des Entwurſes unberührt.

g. Hr. Am Sghn (Ztr.) erklärt ſich ebenfalls gegen
den Antrag der U nie ebenſo gegen einen Antrag der
Rechten. Wort „Repuhlſt“ in der Verfaſſung zu ſtreichen.

g. Frie (Dem.): Das Räteſoſtem, dieſesBerufswahlſyſtem iſt eiſe ganz reattionäre Einrichtung, die wir
n.

Dr D. Vp.): Die Einfügung des Rätefyſtems
iſt mit einem demokratiſchen Staatsaufbau unvereinbar. Das
Rotveränderungsrecht können wir der Regierung allerhöchſtens
im Rahmen der Ausſchußbeſchlüſſe zubilligen

Der Paragraph 1 wird unverändert nach den Beſchlüſſen des
Ausſchuſſes angenommen, ebenſo Paragraph 2.

Weiterberatung Donnerstag 3 Uhr (außerdem Diätenvor-
lage und Anträge).

Statt Kirche ind öhule
gegenwär t iſt ganz befonders mit Sprengſtof

geladen und dadurch tritt das Nächſtliegendſte, die wirtſchaftlichen
Fragen, weit in den Vordergrund des Jntereſſes, und andere
Fragen, die Exiſtenzmöglichkeit eines Volkes durchaus
icht ger ſind. werden in den Hintergrund gedrängt.

rch ſind ſie dem Empfinden des Volksganzen oder beſſer
v Maſſe, etwas fremder geworden.

o n intereſſierten Kreiſen ſind aber trotzdem die
kutenr ſchen Fragen nicht außer acht gelaſſen worden und
vielleichk gerade darum, weil bei der großen Maſſe dieſe An
gelegenheiten Kicht die rechte Würdigung fanden, haben auf reli
giöſem Gebiet Jntereſſenten eifrig geſchoben und auch in ihrem
Sinne teilweiſe Erfolge erzielt. Die volitiſchen haben im Ver
ein mit den kirchlichen Rückwärtslern weniger mit überzeugenden
Beweisführungen als vielmehr mit dreiſter Verlogenheit der
Sozialdemokratie vorgeworfen, ſie wolle „die Religion abſchaffen“,die gottesdienſtlichen Handlungen ſtören, dem Weihnachtsfeſt ſeinen
Zauber nehmen, die Aufführung von Johann Sebaſtians Kantaten
und Paſſionen und Händels Oratorien verbieten, die Kinder
nicht taufen und die Ehbepaare nicht einſegnen, die Toten weihe
los verſcharren laſſen, die Familie zerſtören, das 4. und 7. Gebot
für ungültig erklären, die kirchlichen Beamten dem Verhungern
preisgeben uſw. uſw. Jn Wirklichkeit fordert die Sozialdemo
kratie: Erklärung der Religion zur Privatſache.n aller Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln zu
kirchlichen und religiöſen, Zwecken. Die Kirchen und religiöſen
Gemeinſchaften ſind als private Vereinigungen zu betrachten,
welche ihre Angelegenheiten vollkommen ſelbſtändig ordnen.
Weltlichkeit der le.“

Um die Anerkennung des erſten Satzes, d h. um die Glau-
bens- und Gewiſfensfreiheit, ſind blutige Kriege
geführt, iſt viel geſchrieben und geſtritten, iſt das Glück mancher
Familie vernichtet worden. Das Recht, das zu glauben was er
für richtig (oder nützlich!)) bält, wurde einige Jahrzehnte nach
der Reformation nur den Landesherren zugeſtanden. Glaubens
und Gewiſſensfreiheit auch für den einzelnen Bürger gibt
er erſt ſeit dem 19. Jahrhundert. Und auch ſie ſtand. obwohl die
e jedes Bundesſtaates einen entſprechenden Satz ent-
bielt, vielfach nur auf dem Papier, da war z. B. durch Lebens
erſahrungen oder infolge eingehenden Nachdenkens über religiöſe
und philoſophiſche Fragen oder durch naturwiſſenſchaftliche
Studien jemand zu anderen Anſichten gelangt, als ſie die Landes
kirche lehrte. Als wahrheitsliebender und ehrlicher Menſch fühlte
er veranlaßt, aus der Landeskirche auszutreten. Statt das
man ſeine Offenheit ſchätzte, ſchikanierte man ihn in jeder Weiſe
War es ein Beamter, ſo wurde er gemaßregelt und brotlos ge
macht, konnte man ihm auf dieſe Art nichts anhaben, ſo erlegte
man ihm veinliche Gänge zum Geiſtlichen und langwierige Unter-
handlungen mit dieſem auf, wies mit Fingern auf ihn und
ächtete ihn und die Seinen. Beſonders in Kleinſtädten oder
Dörfern ließ mancher Diſſident nur deshalb ſeinen Sohn nach
träglich taufen. weil dieſem von verſchiedener Seite das Leben
ſchwer gemacht wurde. Auch wenn ein Kind keiner Religions
gemeinſchaft angehörte, ſo wurde es doch gezwungen, an irgend
einem Religionsunterrichte teilzunehmen und mußte die vorge

riebenen Sprüche. Lieder und Hauptſtücke lernen. Behielt der
ter ſein Kind von dieſem Religionsunterrichte zurück. ſo wurde

er beſtraft. Beim Eintritt in eine höhere Schule war (außer
einem Jmpfzeugnis!) der Taufſchein vorzulegen. Dieſe Be
ſtimmung beſtand wahrſcheinlich zu dem Zweck, um ungetauften
(und ungeimpften!) Kindern den Zugang zur höheren Schule und
damit das ſpätere Fortkommen zu erſchweren. Allerhand Schwie
rigkeiten legte man auch einem Beamten in den Weg, wenn er
bei ſeiner Eheſchließung auf den kirchlichen Segen verzichtete
der Staat kontrollierte außerdem den Kirchen- und Abendmahls
beſuch ſeiner Angeſtellten. So mußten z. B. die Seminar
direktoren an die vorgeſetzte Behörde berichten. wie oft die
Seminarlehrer zur Kirche und zum Abendmahl gingen. ob ſich
daran auch die Angehörigen beteiligten, wer den täglichen Se-
minarandachten fernblieb. welche Lehrer bei dieſen Andachten
kirchliche. welche weltliche Stoffe vorlaſen, uſw.

Die letztgenannte Tatſache beweiſt, daß Staat und Kirche von
den verſchiedenen tun einer ganz beſtimmten den Vor
zug gaben, nämlich der o an en. tit ihren Vertretern beechte man die wichtigſten Lehrſtühle der Untverſttäten, die bevor

en Stellen an den höheren Schulen, die einflußreichen geiſt-
ichen Aemter, die Poſten in der Kirrhen-, bezw. Schulgeſetzgebung

und Verwaltung. Ja man machte bei der Auswahl von Be
amten nicht einmal bei ſolchen halt, deren Tätigkeit mit kirch-
lichen Dingen in keiner Beziehung ſtand. Sie mußten, wenn ſie
„Karriere wollten, nicht nur bis in die Knochen konſer
vatip geſinnt, ſondern auch kirchlich 7 läubig ſein. Wertaber heitlich dachte und aus dieſer tknnne tein Hehl
machte, wurde in jeder Hinſicht benachteiligt. und wenn er noch
ſo Tüchtiges leiſtete. urch Se man die Menſchen zuruchelei und untergrub jegliche Selbſtändigkeit und alles h

iche und mannhafte Weſen.
c Mißſtände werden um ſo mehr verſchwinden, je mehr

man die c zur rivatſache macht. Dannbraucht auch der at kein Jntereſſe daran g. haben, was ſeine
Bürger glauben; darum kann man die Religion getroſt zur
Privaiſ machen, die Kirche vom Staate trennen. Den Ver
tretern der Ki könnte das eigentlich nur lieb ſein. Die frei
heitlichen Theologen e unter den alten Verhältniſſen geſeuſzt. Die eieis eindlichen Geiſtlichen aber bekämpfen den

neuen Staat. Den Sozialdemokraten ſteht es zwar fern, da
Recht der Meinungsäußerung irgendwie zu beſchneiden. Aber
die rechtsſtehenden Geiſtlichen reden und ſchreiben von einen
Terror, der jetzt angeblich ausgeübt werden ſoll. Schon aus
Furcht vor dieſem Terrot, der ſie ihrer Anſicht nach viel
leicht dazu zwingen könnte, den Atheismus zu predigen, ſolltendieſe Herren auf eine Trennung von Staat und i e hin
arbeiten. Statt deſſen aber ſammeln ſie Unterſchriften uſw., da
mit das Band, das ſie noch an den ihnen jetzt verhaßten Staat
eſſelt, nicht zerſchnitten wird! Dieſer große Widerſpruch hat
inen Grund in Beſorgniſſen recht weltlicher Art, die bei den

onſervativſten und orthodoxeſten Herren über allen anderer
ſtehen: fie bangen um ihre Pfründen!ieſen hre kann zum Troſte geſagt werden, daß die Forde

ung Abſchaffung aller Aufwendungen aus öffentlichen Mittelnzu en en und Zwecken das Ziel darſtellt, auf da
man inſiredt. nicht aber den Anfang, der gemacht werden ſoll.
Was der lichtungen (Gehalt, Ruheſtändler

üge uſw.) dem neuen Staat hinterlaſſen
taat getreulich erfüllen und eine Ueber
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Die Verwandl in eine tagt unab Kigrgr vom S hängige Kirchet lb von allen wahrhaft kirchlich geſinnten
Kreiſen mit Freuden begrüßt werden, weil erſt eine ſolche Volks-
kirche wahre Religioſität pflegen, das Volk erheben und erbauen
kann. Gegenwärtig iſt der Geiſtliche gezwungen, an die herr-
ſchende Richtung Zugeſtändniſſe zu machen und ſeine Zuhörer mit

er rein ren re Dogmenkram langweilen.In Zukunft wird er viel mehr ins Leben hineingreifedi, viel
ppaktiſcher reden, ſich viel mehr ans Gefühl wenden dürfen. Auch
wenn man ſelbſtverſtändlich auch nicht mit amerikaniſchem Tam-
tam arbeitet, e doch die Kirchen, in denen zum Herzen
geſprochen, in denen auch der Muſik ein größerer Spielraum gewährt wird, voller ſein als ſetzt. Denn das Verlangen nach
irgendwelcher Erbauung iſt nun einmal eine Seite des menſch-
lichen Weſens. Weſſen Natur es aber entſpricht, ſie anderweitig

z B. in der Natur und auf andere Weiſe z. B. durch
re S 42 e verſchaffen dem ſoll es freiſtehen; denn Religion
i vatſaEine verinnerlichte Religion ſoll auch den Kindern gelehrt
werden. Ob der Religionsunterricht ein ſolcher im Sinne der
Zwickauer Theſen (d. eiger, in deſſen Mittelpunkt Jeſu Per-
ſönlichkeit und Geſinnung ſteht) iſt, oder ob er mehr ein allen
Konfeſſionen und Religionen gerecht werdender allgemeiner
Moralunterricht iſt, darüber r die Meinungen auseinander.
Die beſten Je beiten, einen ſolchen Unterricht zu erteilen,deſſen Beſuch natürlich freiwillig iſt, ſind in den meiſten Fällen
die Lehrer. Der zuerſt erwähnte chriſtliche Religionsunterricht
würde den Anforderungen der meiſten Kreiſe genügen. Bei
einem allgemeinen Moralunterricht aber würden die ſtreng-
gläubigen Chriſten von der Kirche eine Ergänzung der Unter-

an die Schuljugend fordern. Da Religion Privat
ſache iſt, würde man das nicht verbieten können. Mag der
Religioneunterricht ſo eder ſo erteilt werden, den jetzigen hat er
zweierlei voraus. s öde Einpauken des Lernſtoffes und der
rein verſtandsmäßige Betrieb fallen weg. Man kann ſich nichts
Gefährlicheres denien, als dieſes Lernenmüſſen von meiſt ſchwer
verſtändlichen Sprüchen und Liedern und in in Frage und Ant-
wort abgefaßten und in durchaus veraltetem Der eſchriebe
nen Hauptſtucken des Katechismus, und nichts Einſchläferndes
und Rüchternes, als z. B. die Behandlung der Erklärung zum
3. Artitel. Dadurch wird den Kindern die Religion oft fürs
ganze Leben veretelt. Die Religionsſtunden ſollen keine Ge
dächtnisdreſſur- und Rechenſtunden ſein, ſondern Feierſtunden;
be ſollen ſich ans Gefühl der Kinder wenden und im Verein mit

m übrigen Unterricht, der nicht bloß Kenntniſſe und Fertig-
keiten vermittelt, ſondern vor allem erzieht, den Willen bilden.

Ein ſolcher Religionsunterricht ſteht, wenn ihn die Schule
erteilt und wenn der Lehrer nicht mehr von der Kirche beauf
ſichtigt wird, eigentlich in keinem Wider'pruchiratiſchen r Weltlichkeit der Schule Genau ſo wie
man z. B. in den Lehrplan der Oberklaſſen der höheren Schulen
Philoſophie Kunſtgeſchichte uſw. aufnimmt, kann Religion ſehr
wohl ein Lehrfach ſein. Es würde dabei vielfach geſchichtliches
Gepräge t und dem Schüler zeigen, was die VWienſchen zu
den verſchi Zeiten geglaubt haben, wie die einzelnen
Völker Gottesdienſt treiben, welchen Einflüſſen und Verände-
rungen unſer Glaube unterworfen war, uſw. Nicht aber ver
v man daß die religiöſe Betrachtungsweiſe ſich auf den

ligionsunterricht beſchränken, daß man ſie nicht auch auf Ge-
ſchichte und Raturwiſſen ſchaften ausdehnt. Wer Leig wie in
der Gott hier und dort eingreift, indem er vald Straf-
gerichte auf ihn baut“, nicht „unter-e

nur an 5wiſſen-ch D vder ian r ſich nachganz anderen Gefetzen; und dieſe de üler zu zeigen, iſt eine
der wahren Aufgaben des ichtsunterrichts.

mehr als ein ki Geſchichtsunterricht kann ein
Unterricht in den Raturwiſſenſchaften Unheil anrichten, wenn
er im Sinne der alten Richtung erteilt wird. Der Lehrplan für
Naturkunde enthält vielfach folgenden Satz. „Vor allem aber iſt
das Auge der Kinder zu öffnen für die Schönheit und Zweg-
mäßigleit der Ratur, damit ſich ihnen die Kenntnis der Güte
und Weisheit des Schöpfers erſchließt.“ Wie ein ſolcher
Unterricht den kindlichen Verſtand förmlich verdüſtern kann, zeigt
ſich oft beim natur wiſſenſchaftlichen Unterricht. Alle Verſuche,
die Kinder in die e
Denkens einzuführe piterten an Antworten dieſer Art: „Das
hat der liebe Gott ſo eingerichtet!“ Das zu ſagen, iſt ſehr be
quem und erſpart alles weitere Rachdenken. Die herrſchenden
Klaſſen wußten eben, welch famoſes Hilfsmittel die Lehren der
Kirche waren, um die breiten Schichten niederzuhalten, und um
ſie vor dem ſo gefürchteten Nachdenten über ihre Lage, über die
Berechtigung verſchiedener Zuſtande u. a. m. zu bewahren. „Das
hat eben der liebe Gott ſo eingerichtet!“ Dieſer Klaſſenſtagat
iſt zuſammengebrochen. dern Kirche und Staat, Kirche und
Religion, Kirche und Wiſſenſchaft, Kirche und Schule ſind ſtarke
Trennungsſtriche zu ziehen. Dann kommen der Staat, die Kirche,
die Schule und die Wiſſen zu ihrem Recht und keins verfällt
der Herrſchaft und dem Einfluß des andern. Das iſt das wahre
und geſunde, von der Sozialdemokratie ſchon lange erſtrebte Ver-
hältnis zwiſchen Staat, Kirche und Schule.

Uns tut nach dem moraliſchen Riederbruch, den der Krieg
gebracht, eine ſeeliſche Erneuerung bitter not. Und
dieſe Rotwendigkeit wird nur auf obigem Wege erreicht werden
können. Verinnerlichung und Vertiefung wird er
deicht werden durch eine freiheitliche und großzügige Kulturpolitik. Da ſtößt es einem bitter auf, wenn man et daß die
Abſicht beſteht, u z preußiſchen Regie
rung zuzuziehen. s darf nicht ſein, das wäre das Ende jeg-lichen ge chritts auf dieſem Gebiete. Das Zentrum iſt der er

rebittert ind jeglicher e Kulturpolitik. Auchaus dem e hat nach Eintritt des Jen-
trums in die Reichsregierung vieles Gute
wonopol) entfernt werden müſſen. Jn
das Zentrum zur 77

B. Reichsſchul-

W rung nächt, w aohne es eine arbeitsfä B heit finden. Jm Reiche war es
etwas anderes, da ſprachen außenpolitiſche Gründe mit.

Aber noch ein anderes iſt. was uns in den r ertigerTagen auf der Seele liegt: Es geht das Gericht daß die

Sozialdemokraten bei der Neuformung derpreuhiſchen Regierung das Kultusminiſterium
aufgeben ſollen. Das darf keinesfalls geſchchen. Es gibt
kein Miniſter m das r die Preußens und Deutſch
lands ſo wi tig ſt wie das des öffentlichen Unterrichts. Ströme
von Unheil ſind von dort bisher über das Land gegangen und
haben die tſchen 4 erſäuft im Zwang, Unwahrhaftigkeit,
derantwortungsloſer Vielwiſſerei und dumpfem Autoritäts-

den hrte iaum werden heilen und beſſern
önnen. Dies Minſſterium ausliefern, heißt, alle Möglichkeit
äner Umkehr und einer Erneuerung abſchneiden. Es iſt für die
Sozialdemotratie in der gegenwärtigen Zeit und für die Zu
u. für all das. was wir erſtreben und erhoffen, nichts ſo wich-

wie das Kultusminiſterium. Und darum muß unſere Partei,
alle unſere Parteigenoſſen landauf, landab dagegen Proteſt
erheben, daß das Kultusminiſterium a Le werden ſoll.
Lieber dafür Fpri andere in geh nde. Und alle die
intereſſierten Kreiſe, die freiheitlich nnte Lehrerſchaft muß
dieſen Proteſt unterſtützen. Der Sozialdemokratie ge-
t die Zukunft trotz alledem, ſie will eine Verede-
ung, eine Er r r der Menſchen, ihr muß
darum das niſterium des öffentlichen Unter-
richts wichtiger ſein als ſe dpieles,
andere.,

viele s

Lolules und Propinzielles.
Arbeitsmarktes hat nach den übexeinſtimS der h aſeen der e

0

Anfänge des naturwiſſenſchaftl ichen

zur ſozialdemo

nachweiſe in den r engen e Wochen eine leichte Beſſerung
erfahren, was wohl in der Hauptſache auf den Eintritt der
wärmeren Witterung und der damit verbundenen vermehr-
ten Aufnahme der Notſtandsarbeiten zurück uführen iſt.
Auch in der Landwirtſchaft hat ſich durchgängig die Nach-
frage nach Arbeitskräften gehoben. Die Vermittlung hat
war ſchon beſſere Reſultate gezeitigt als zu Beginn des
ahres ſo melden ſich auch überall bereits ſtäd tiſche
amilien zur Uebernahme landwirtſchaft-
icher Arbeiten trotzdem aber kann der Bedarf,

der jetzt von Woche zu Woche eine allmähliche Steigerung
erfährt, lange nicht gedeckt werden. Aus einzelnen
Gebieten wird wieder berichtet, daß die Landwirte, obwohl
immer auf die große Anzahl der erwerbsloſen einheimiſchen
Arbeitskräfte hingewieſen wird, häufig verſäumen, deutſche
Arbeitskräfte ein uſtellen, um ruſſiſche Kriegsgefangene zu
erhalten. Größere Schwierigkeiten bereitet nach wie vor
die Vermitt ung von Forſtarbeitern. Hier ſind die Unter-
kunfts- und Lohnfragen zumeiſt die hemmenden Urſachen.,

Die Arbeitsmarktlage im Bergbau iſt unver-
ändert. Die Nachfrage nach Bergarbeitern (auch ungelern-

iſt. ſowohl im Steinkohlen- wie im Braunkohlenbergbau
nach wie vor vorhanden, trotz der Annäherung der Beleg-
ſchaften an den Vorkriegszuſtand.

Auch in der Jnduſtrie haben keine weſentlichen Ver-
ſchiebungen auf dem Arbeitsmarkt ſtattgefunden. Bei der
Berufsgruppe der Tagelöhner uſw. beſteht eine z. T. ſehr rege
Nachfrage nach Erd- und Platzarbeitern, Bauarbeitern und
Bedienſteten. Eine weſentliche Verbeſſerung weiſt allgemein
das Baugewerbe auf, wo die Zahl der Arbeitſuchenden durch-
gängig erheblich zurückgegangen iſt. Eine nennenswerte
Na nach männlichen Arbeitskräften iſt jedoch in der
Jnduſtrie wie bisher nur bei den Tiſchlern und Stellmachern,
ſowie bei den Schuhmachern und Schneidern vorhanden.

Der Arbeitsmarkt der kaufmänniſchen und techniſchen
Angeſtellten weiſt ebenfalls in den meiſten Be'irken eine
leichte Beſſerung auf. Jedoch bleibt hier das ſtarke Angebot
der ſchwachen Nachfrage gegenüber noch für lange Zeit hin
aus weiter beſtehen.

Auch der welbliche Arbeitsmartt hat keine weſentlichen
Veränderungen aufzuweiſen

n Re öffentliche WVahl!
Die Unabhängigen klagen in beweglichſten Tönen, wie ſehr

ihnen die öffentliche Wahl zum Arbeiterrat geſchadet. Jn Wirk-
a Bret dürften ſie nur durch Fiſchſang im Trüben Vorteile davon

gehabt haben Die wirkli Leidtragenden dabei ſind wir, deren
ählet hin und wieder wohl aus Furcht vor dem Terror der die

Wahllokale beſetzt haltenden Unabhängigen und „Bürgerlichen“
nicht den richtigen Stimmzettel abgaben. Als beſonders kraſſes
Beiſpiel nennen wir das Ergebnis im Emmerſchen Woahllokal,
wo für unſere Liſte ganze ſechs Stimmen abgegeben wurden, ob-
ſchon in dem Bazirk allein unſere Mitgliederzahl das zehnfache
der Zahl überſteigt und ber den letzten geheimen Wahlen in dieſem
Wahllokal weit über 100 Stimmen für uns abgegeben wurden!
An andrer Stelle konnten wir beobachten, wie zwei Arbeiter, die
unferer Partei angehören, unabhängig wählten, weil die Wahl
vorſteher Unabhängige waren.

Eine weitere intereſſante Feſtſtellung konnte dank der „ge-
heimen Wahl in einem Bezirk gemacht werden, wo beſonders
zahlreiche Eiſenbahner, wählten. Von 180 Eiſenbahnern wurden
nur 30 Zettel für die Unabhängigen abgegeben! Wahr-
lich bezeichnend für die Behauptung der Streikmacher, die Eiſen
bahner hätten ſtreiken wollen!

„Aufwartefrauen“ für einen Tag.
Unter dieſer Ueberſchrift ſchreibt das Volksblatt, daß die

Frau eines „regierungsſozialiſtiſchen“ Gewerkſchaftsangeſtellten am
Sonntag als „Aufwartefrau“ gewählt hat und ganz gewiß nicht
„Aufwartefrau“ iſt. Wir können feſtſtellen, daß die hier Ge-
meinte ſchon ſeit langer, langer Zeit einige Bureauräume „ver-
ſorgt“ und in dieſer Eigenſchaft ebenſo lange ſchon Pflichtmitglied
der Krankenkaſſe iſt: alſo zu Recht gewählt hat. Wie ſteht es
denn aber mit den „unabhängigen“ Lagerhalterfrauen, die gleich-

r „Aufwarteſraven“ wählten, haben die auch zu Unrecht
gew 7

Gegen die Aushungerung der Deutſchen.
Die mediziniſchen Fakultäten der deutſchen Univerſitäten

haben einen gemeinſamen Schritt unternommen, um an ihrem
Teil für die völlige Aufhebung der Hungerblockade zu wirken.
Die unterzeichneten mediziniſchen Fakultäten der Univerſitäten
Deutſchlands bitten die mediziniſchen Fokultäten der
Neutralen und den Präſidenten Wilſon, ſchnell-
ſtens eine Kommiſſion nach Mitteidentſchland
zu entſenden. Sie wird gebeten, ſich bei Prof. Dr. Abder-

alden, Halle a. S., zu melden. Er iſt zu jeder weiteren Aus-
nft bereit.

Eine Sondervorſtellung im Stadttheater fand geſtern nach-
mittag für die Landesjäger ſtatt, wie Herr General Maercker in
einer Anſprache ſagte, um mit den Teilen der Bür exſchaft, die
die Truppen ſo reich beſchenkt hätten. dank der Direktion des
Stadtheaters und ſeinen Künſtlern einen harmoniſchen Nach
mittag verleben zu können. Es gab „Wallenſteins Lager“. Das
viele Gemeinſame, was nicht nur die damalige Zeit des 30jährigen
Krieges mit der heutigen, ſondern auch die Söldnerſcharen
Wallenſteins mit dem heutigen Freikorps haben, machte Schillers
Vorſpiel zum „Wallenſtein“ ohne weiteres zum Geeignetſten, was
zu dem Zweck gegeben werden konnte. So erregten denn die ver
ſchiedenen Soldatentypen ſowohl als auch der Kapuziner das leb-
hafteſte Jntereſſe bei den Landesjägern, die hie und da aus den
Verſen ſo wanches auf ihr Leben und unſere Tage Begziehbliches
herausfiſchten und zum Schluß lebhaft applaudierten. Vom
künſtleriſchen Standrunkt aus geſehen, hätte ja manches anders
und beſſer ſein ſollen, wenn auch Lichtblicke nicht fehlten, aber
der Kriliker ſoll vor dem guten Zwecke ſchweigen. dem das Tun
der Theaterleute galt. Vor der Aufführung ſvielte das Theater-
reſte die „Wilhelm Tell“-Oupertüre, die „Peer Gynt Suite“
und „An der ſchönen blauen Donau“ von Strauß. wv.

Die Arbeitsvermittlung deutſcher Arbeitskräſte in die
Landwirtſchaft macht in der Provinz Sachſen und Anhalt trotz
der erheblichen entgegenſtehenden Schwierigkeiten gute Fort-
ſchritte. Die Unluſt der Arbeitſuchenden zur Aufnahme von

Landarbeit nimmt merklich ab, zumal ſich entgegen einer weit-
verbreiteten irrigen Meinung auch in den Städten viele Leute
befinden, die zur Landarbeit ſehr wohl geeignet ſind, weil ſie
ſchon S einmal in der Landwirtſchaft tätig waren. Aber
auch Verſuche mit großſtädtiſchen Arbeitskräften aus der Provinz
und aus anderen Gebieten des reiniſch- weſtfäliſchen Jnduſtrie-
gebiets, Vogtland uſm ſind mit Erfolg gemacht worden. In
viglci Fällen ſcheitert aber die Beſchaffung der Arbeitskräfte
noch an den ungeeigneten Unterklunftsbedingungen, da leidere nicht alle Landwirte ſich entſchloſſen haben oder im Stande

geweſen ſind, die Räume, in denen die Polen und Kriegs-
fangenen untergebracht waren, angemeſſen herzurichten.

ei daher nochmäls darauf hingewieſen, daß der Erfolg der
Arbeitsvermittiung ganz weſentlich von der Herrichtung geeig-
neter Unterkünfte. die auch den Anſprüchen deutſcher Arbeits-
kräfte genügen, abhängt Beſonders erleichtert wäre die Be

affung der Arbeitsfräfte, wenn der Arbeitgeber volle Ver-
pflegung gewährt.

Die hi-ſigen gewerblichen Stellenvermittler verlangen, ſo
wird uns mitgetelt, auch jetzt noch nach dem Fall der Geſinde-
ordnungen von den ſich um Stellung Bewerbenden dir Ablifefe-

rung eines Dienſtbuches. Auch en
ſich immer noch das Dienſtbuch aushä n. e ſei
ausdrücklich darauf hingewieſen, daß kein Dioenſtbote mehr nötig
hat, ein Dienſtbuch zu führen Mit der Geſindeordnung ſind auch
die ſonſtigen Verordnungen uſw. gefallen, die mit don e
büchern zuſammenhängen. Es gelten jetzt
niſſe die einſchlägigen Beſtimmungen des ichen
buches. Nach 8 630 desſelben kann bei der rm rdauernden Dienſtverhältni es der Dienſtbote von enſt
herrſchaft ein ſchriftliches eugnis über das Dienſtverhältnis unb

de ent das
er

ſene ordern. g u deen ſein. ur auf Verlangen des en2gnis auf die Leiſtungen und die Führung im h
ſtrecken. Sollte ſchon ein Dienſtbote das 2weiter hbenutzen, damit er alle Zeugniſſe zuſammen J ſo

die Herrſchaft nur den Eintritt und den Austritt aus der Ber
ſchäftigung und die Art derſelben htneinſchreiben. ſ

Bei dieſer Gelegenheit ſei darauf hingewieſen, daß die pri
vaten gewerbsmäßzigen Stellennermittler recht ſelten die Jnter
eſſen der Dienſtſuchenden beachten. Mit Recht iſt deshalb n
oft die ganze Exiſtenz dieſer Stellenvermittlungen als ein gro
Krebsſchaden für das Dienſtperſonal bezei worden. Das
Halliſche Adreßbu weiſt no 21 gewerbs-mäßige Stellenvermittlangen in Halle auf.Sie werden wohl alle ihr Auskommen finden. Das oa
ſie noch großen Zulauf finden. Alle Belehrungen, daß h
Dienſtherrſchaften als auch Dienſtboten viel beſſer daran tun.
die ſtädriſche Stellenvermittlung Arbeitsamt Halle) aufzuſuchen,
haben dislang wenig Beachtung gefunden. rum eigent
lich nicht erfindlich Das Arbeitsamt vermittelt völlig koſtenles.
hat alſo kein Intereſſe daran, daß ein Dienſthote recht Wwommt
oder ine Dienſtheorrſchaft recht eft ein Mdthen braucht.

Bei der Zahlung der Umfagſtexer iſt auf den Umſatzſteuer
beſcheiden V oben links mit roter Tinte der Tag vermerkt wor
den. an dem ſich die Zahlung der Amſatzſteuer empfiehlt. Dieſes
WVerfahren iſt angewendet worden, um den Andrang und das
ſtundenlange Warten des Publikums zu vermeiden. Jm eigenen
Jntereſſe der Gewerbetreibenden iſt es daher notwendig, daß derangegebene Zahlungstag pünktlich tnnegehalten wird. Rach Ab
lauf der in dem Steuerbeſcheid angegebenen wird der
e W eingezogen Eine alige Ering

Ein von getrennt
nerung erfolgt nicht.

Gehirn und Herzſchlag. iger milieahe wochee ihn
geſtern tot in feiner Wohnung aufgefunden. Der hinzugezogene

tlich der

lebender in der Gr. K

Arzt ſtellte als Todesurſache Gehirn und Herzſchlag feſt.
K'ndeskeiche im r. Geſtern früh ſchwamm am Rechen

der Kläranlage auf dem lwerder eine anſcheinend völlig aus
getragene weibliche Kindesleiche (Reugeburt) an. Die Leiche.
die etwa 3—4 Tage im Waſſer gelegen heben mag, wurde nach dem
Gertraudenfriedhof geſchafft.

Kindesausſetzung. Mittwoch abend wurde in dem Durchgang
der Grundſtücke Gr. Brunnenſtr. 3 und a ein etwa 6 Wochen altes
Kind ausgeſetzt. Es war bekleidet mit rotbunter Jacke, weißem
Hemdchen und weißer geſtrickter Mütze. Das Kind wurde nach dem
Kinderaſyl gebracht.

Stadttheater. Heute, Donner abends
Richard Wagners „Der fliegende
Freitag Der G'wiſſenswurm“. Sonnabend
hierbei beſonders darauf ingewiſen. daß infolge der langen
Spieldauer dieſer Oper der für
5 Uhr feſtgeſetzt iſt Ende 9 b Fremdenporſtellung zu ermäßigten Preiſen Die ſwaniſche der Be
ginn dieſer Vorſtellung iſt auf 3 Uhr abends6 Uhr, „Der Barbier von Sevpilla“. „Die von
Stambul“.

Thaliatheater. Am Sonniag, den 23. März, abends 624 Ah
gelangt Sudermanns Schauſpiel „Heimat“ zur z hrung.

Zoologiſcher Garten. Auf das Heute abend 6
findende SonderMilitärkongert von der des Fi.Negt.
Nr. 36 ſei nochmals empfehlend hingewieſen. he Anzeige.

Die Reuwahl der Arvelterrkte.
Wir empfehlen unſeren Genoſſen auch in den Drien unter

19 000 Einwohnern, die Wahl durch gebheime Abſtim-
mung zu beanteagen und ſich die me der
lichen Wahl in Wählerverſanmmlungen in denen jeder
Anweſende (alſo ohne jegliche Kontrolle) iſt.
zu wenden. Auch kann neben der an den
Arbeiterrat an die Gemeindebebörde herangetreten werden, daß
dieſer die Vornahme der Wabl in die Hand nimmt.

n die genoſen des Kreiſes Mterteſd dern

Sonntag, den 23. März. vormittags 19 Uhr. im Deutſchen
Hans, Delitzſch, Bitterfelder Straße 17,

Kreis Konferenz
Tagesordnung:
t. Bericht der proviſoriſchen Kreisleitung,
2. Bericht der Ortsvereine,
3. Wahl der Kreisleitung und Ortes
4. die Tätigkeit unſerer
5. Verſchiedenes.

Wir we r einen Vertretgeenden. tie Ko Tu TAn die Genoſſen im Rangfeſder Ger und Sebiegokreis

Am kommenden Sonntag, den 23. März. 11findet in Eisleben, im Reſtaurant des Genoſſen Wi a

Kloſterſtraße 15,

Pflicht gemacht wird.

Die Tagesordnung enthält zwei wichtige Punkte:
1. Verhalten unſerer Vertreter in den l W.
2. Berichterſtattung und wichtige Veratungen beren im Kreiſe
Abrechnungen und Mitgliedern

Mezſebursg. Stadtverordnetenſfidang.

p. eale zuſammen, um zu
gewählt Stadtverordneter Kohl (Dem.), zu
Stadtv. Daniel (U. S.), zuund Stadtverordneter Teller
treten die Herren Elze, Juncker, Frauenbeim
Eichardt (Dtnat.). Fiedler, Könen (U. S). Ar verſchiedo

e
tzt. rper Stadt Jebdrige Land zur Bebauung ftuve.

bejaht.
Delitzſch Marmeladeverkanß.

19. März bis Freitag, den 21. März in
auf je einen Abſchnitt Nr. 20 aller
Marmelade für 1 Mk. Bis ſoäteſte
ſind von den Verkaufseſtellen die
Reſtbheſtände, auf dem Rathaus,

Eisleben. Die Reuwahlen zum
demnächſt vor ſich. Es di
ſeung ergeben, als ſie bei Beginn
Jm allgemeinen herrſcht hier keine
Arxbeiterra wenn e inAuftreten hätte



Grundſätzen entſpricht, findet die Reuwahlnicht demokratiſchen
auf unſeren Einſpruch din ſtatt.

Schkeudig. Am Montag tagte zum erſten Male das neu-
zewählte, um 8 Mitglieder verſtärkte Stadtverordnetenkoilegium,
deſtehend aus 16 Unabhängigen und 8 Bürgerlichen. Da ſchon
vorher eine Verſtändigung zwiſchen den Parteien ſtattgefunden
datte, erfolgte die Bureauwahl nicht durch Stimmzettel, ſondern
zurch Handerheben. Als Stadtverordnetenvorſteher wurde ge
wählt Herr Schulze (U. S.), als Stallvertreter Herr Küthig
Bürgerl.), als riſtführer Herr Straube (U. S.), als Stell
vertreter Herr Rektor Müller (Bürgerl.). Sämtliche Wahlen
erfolgten einſtimmig. Herr Schulze wies auf die vielen und
großen Auſgaben hin, die zu erledigen ſeien, wozu die tatkräftige
Mitarbeit Aller erforderlich wäre. Seine Partei würde darum
nicht in den Fehler der früher dominierenden Bürgerlichen ver
fallen, die Minderheit durch Nichtberückſichtigung bei den Kom
miſſionswahlen von der voſitiven Mitarbeit auszuſchließen. Jn
dieſem Sinne vollzog ſich auch die Wahl der zahlreichen Kom-
miſſionen, Deputationen uſw. Auf Antrag des Herrn C. Müller
(U. S.) wurde die Wahl der Schuldeputation bis nächſten
Sitzung vertagt, da es ſeiner Fraktion bei der Kürze der Zeit
richt möglich geweſen ſei. die zu dieſer äußerſt wichtigen Funktion
reeigneten Leute zu beſtimmen. Neugewählt wurde eine Er-
ährungskommiſſion, deren Aufgabe es it, nach Möglichkeit
Lebensmittel zu beſchaffen. ſowie die Verteilung und Beſchaffen
deit der Lebensmittel zu kontrollieren.

17. März. Die i Arbeiterratswahlen in
nnover-Linden hatten folgendes gebnis: hiſten 75 Sitze, U. S. 11 Sitze, Demokraten 15 Sitze, Chriſtliche

Gewerkſchaften 19 Sitze, Weilfen 5 Sitze, Vereinigte Bürgerliche
6 Sitze.

öbzlgles.

Erwerbsloſenunterſtützungs bei Wohnfitzveränderung während
es Krieges. Nach Ausführungsbeſtimmungen des preußiſchen
Miniſteriums des Jnnern iſt die Unterſtützungsrflicht der der-
zeitigen Wohn oder Aufenthaltsgemeinde gegenüber Erwerbs-
loſen, die während des Krieges zur Aufnahme von Arbeit in
einen anderen Ort gezogen ſind, ſowie für Kriegsteilnehmer, die
vor ihrer Einziehung zum Heere an einem anderen Ort gewohnt
haben, auf 4 Wochen beſchränkt. Die Unterſtützung iſt vorſchuß-
weiſe zu leiſten. Ein Erfatzanſpruch an die Gemeinde des früheren

t

Lette Ruchtichten.

zum Abbruch der Poſener Verhandlungen.
Zum Abbeuch der Verhandlungen in Poſen äußert die

„Deutſche Allg. Zeitung“: Wenn es auch der Chef der Ju
teralliierten Kommiſſion, der franzöſiſche Botſchafter Nou
len s, war der den Abbruch auceſprach, ſo kommt doch auch
darin zum Ausdeuck, daß der eigentliche Grund in der
Weigerung der deutſchen Waffenſtillſtands Kommiſſion
und der Oberſten Heeresleitung zu ſuchen iſt, über
die Grenze der mit deutſcher Ehre zu vereinbarenden
Zugeſtändniſſe hinauszugehen.

Ne Einfügung der Vetriebzräte in die

Verfuſſung.
Die Reichsregierung hat ſich eingehend mit der ge-

ſetzlichen Feſtlegung der Befugniſſe der Betriebsräte
nd der Art, wie die Arbeiterräte in die Verfaſſung

eingefügt werden ſollen, befaßt. Die Vorarbeiten ſind
ſoweit gediehen, daß das Ergebnis ſchon in allernächſter
Zeit dem Verfaſſungsausſchuß zugehen wird.

Die Bezahlung der Lebensmitteleinſuhr.
Von den Lebensmitteln, die auf Grund des Brüſſeler

Abkommens nach Deutſchland eingeführt werden, er
fordert allein die garantierte erſte Sendung eine Aus-
gabe von ungefähr einer halben Milliarde Mark. Davon
werden 100 Millionen in Gold bezahlt und 25 Millionen
Mark in Deviſen. Für die reſtlichen Verpflichtungen
wird ein Golddepot von 11 Millionen Pfund in Brüſſel
errichtet. Gegen die Möglichkeit, daß dieſes Depot für
irgendwelche anderen Anſprüche in Anſpruch genommen
werden ſollte, haben ſich die deutſchen Unkerhändler
ausreichend geſichert.
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Zum Freibank Verkauf am 22. März werden die Jnhaber ſolgender
Nummern zugelaßen:

Um 8 Uhr Rr. 7701 7800

Lebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verkauf von Fleiſch und Wurſtkonſerven und

Roßſchlogwurſt (Sonderverteilung) in der Talamtſchule, am Frei-
L den 21. März 1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden vie
Jnhaber der Nummern der Lebensmittelſcheine 31 001-34 500
vormittags von 8—12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 34 501
bis 38 000 nachmittags von 2—6 Uhr.
Haushaltes kann 4 Pfund Roßſchlackwurſt zum Preiſe von 2 Mk.
für 4 Pfund abgegeben werden. An Stelle von
tönnen Haushalte mit 1-—-2 Perſonen eine Einhalbpfunddoſe Rot
oder Leber-Roßwurſt zum Preiſe von 2 Mk., Haushalte mit drei
bis 4 Perſonen eine Doſe Fleiſch- oder Wurſtkonſerven, Haushalte
mit 5-—8 Perſonen zwei Doſen Fleiſch oder Wurſtkanſerven und
Haushalte über s Perſonen drei Doſen Fleiſch- oder Wurſtkonſer-
ven zum Preiſe von 6 Mk. für die Einpfunddoſe entnehmen. Die
jenigen, Haushalte, welche bei Sonderbelieferungen (Brot, Wurſt
uſw.) ſchon n r ſind, haben bei dieſer Verteilung keinen
Anſpruch auf Belieferung. Der Lebensmittelſchein i
legen.

Städtiſcher Verkauf von Heringen in der Taltamtſchule. am
Freitag, den 21. März 1919. Zugelaſſen zum Einkauf
Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 16 000 bis
zurück 13 501 vormittags von 8—12 Uhr und vie Jnbhaber der
Nummern 13 500 bis zurück 12001 nachmittags von 2-6 r
Für die Perſon eines Haushaltes können ca. 110 Gramm zum
Preiſe von 30 Pfg. abgegeben werden. Der Lebensm in
iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Buchweizengrütze und Kartoffelgrauven. Auf Grund der
Bundesratsverordnung vom 25. Sept. “4. Nov. 1915 wird der Ver
kauf von Buchweizengrütze und Kartoffelgrauven wie folgt ge
regelt: Der Verkauf beginnt am Freitag, den 21. März 1919. Für
jede Perſon eines Haushaltes wird 4 Pfund Buchweizengrütze
eder Kartoffelgraupen nach Auswahl abgegeben. Der
preis beträgt für Buchweizengrütze 80 Pfg. für das Pfund und
für Kartoffelgraupen 1.30 Mk. für das Pfund. Die Käufer ſind
verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern d'e Buchweizengrütze oder
Kartoffelgraupen einzukaufen, bei welchen ſie für den Bezug von
Kolonialwaren in die Kundenliſten eingetragen ſind. Die Ab-
gabe hat unter Abtrennung der Makre 287 des. Warenbezugs-
ſcheines 20 zu erfolgen. Die Verkäufer ſind verrnflichtet, die Mar-
ken zu Hunderten gebündelt im Stadternährungsamt. Markt-
platz 22. 1. Obergeſchoß (Saal links) binnen 8 Tagen unter An
gabe ihres Reſtbeſtandes einzureichen. Zuwiderhandlungen unter
liegen der Beſtrafung nach S 17 der Verordnung vom 25. Sept.

vorzy-

14. Nov. 1915.

Für jede Perſon eines

RNoßſchlackwurſt

werden die

Verkaufs

m

e Wohnorts kann aber nur bei Unterſtützung von Kriegsteil-
nehmern geltend gemacht werden.

h

Operetten- Theater. a BergIn Weg 6 Ende S Vhr:

Dir fängt eeBauernkomödie

Sonntag 4 z. letzten Mal

von Anzengruber.

Frau Holle
Sonnabend: Lohengrin.

Ankang S Uhr 2533

Kl. Pr. Kinder halbe Pr.
Kasse 10 u. 4—6

Chalig-Cheater

bedrauhte Säche
kauft Fellhandiung 2399 Heimat

2 Fiſcher glaes 2. m von
(leue Senta-Schreibmaschinen,
neue kappel-Schreibmaschinen,

h Rechenmaschine Lipsia,
e Büromöbel,Kohlepapier und Farbbänder
b stets auf Lager 2473Werner löwonstein Sohn,

Magdeburgeretraese 63. Telefon 6776.
F

Die Vorzüge
unserer Schul-Tornister

so de, haltbere Qualität und biilßger Preis,
sichern uns dauernden Erfolg. Alljährlich
steigt der Umsetz. weil sich haltbere Ware
selost om besten empliehlt. Schul-Tornister
für Knaben und Mädchen, aus echtem Rind-
leder mit starken Riemen, sehr villig.

F. Ritter.

S

Halle, den 20. März 1919.9 e 75001 7909 Der MagiſtratBI
Anfang 7, Ende 15
e adöne Kubanerh

Operette in 3 Akten
von Max Gabriel.

s nach. 2.. uT.

Svzialdemohr Verein Weißenfels S

Heute abend 7 Uhr Versammliung Heute abend 6 Uhr
Großes

im Kloſterbräu, Marienſtraße. kutra-Milltär-Konert

Tages-Ordnung: von der

1. Der Generalſtreik. ſeine Urſachen und Wirkungen.
elle d. FüſtlierRats.e d 36. 2536 Wie h 2. Arbeiterratswahl. 235 „„Mirtschatt.3. Parteiangelegenheiten. JDie Mitglieder werden dringend gebeten recht zahlreich zu er

Sonntag. den 23. März 1919
abends 6 Uhr:

ſcheinen. er Vorſtand. Schreibmaſchinen-

Reparaturen
araturen an SchreibmaRes ſämtlicher Wwingg

Konwum Verein

mine man
Am Sonnabend, d. 29. März 1919, abds.

7 Uhr, findet in Weißenfels im „Volkshaus“

Halbjahrs Generalverſammlung
ſtatt, zu der wir alle unſere Mitglieder hierdurch
freundlichſt zu recht zahlreichem Beſuche einladen.

Tagesordnung:
1. Bericht über den Verlauf und das Ergebnis

des erſten Halb ahrs und zwar ſür die Zeit
vom 1. Auquſt 1518 bis 31. Januar 1919.

2. Anträge der erwahung. 2530
3. Anträge der Mitglieder.

Der Eintritt wird nur gegen Vorzeigung der
Legitimationskarte geſtat'et.

Der Vorſitzende des Aufſichtsrates
H. Dornblut.

werden ſofort unter Garantie in eigener Werkſtatt ausgeführt.

Werner Löwenstein Sohn,
Magdeburgerstr. 63, Tel. 6776.

)gim a 5heim hre went Pale a. J
3. Abt. Kaserne Ill, Rossplatz
können sich noch zum sofortigen Eintritt melden zu den
beim Wachtregiment Halle a. S. üblichen Bedingungen

giſthecle, Gärten und

Felder.

Arkärtor Jamonhandlung

Wilhelm Greil,
Hoſe 6., Marktwlag 16.

füterrüben

ijnLadun gen. Fuhren u. einzelnen
Zeninern hat abzugeben 2534

Paul Gtto, Königftr. T1.

Fahrer,
1 Feinmechaniker oder Büchsenmacher

für Waffenmelsterel.
Sofortige Meldungen im Geschäftszimmer der 3. Abtel-

lung, Raserne II, Rossplatz. 2527
Stellen finden.

e e Das re o a in inin
G schraubstöcke 2Neſfe in allen Grössen eingetroſſen

E. G. m. b. H., Harz 23.Ernst

r

Halle a, d. S.,
Ceiprigorstr. 90.

Inh. Theodor SchaofJermorstr. 2. Tel. 1281. Mehrere tüchtige Schneider

57

Am Diersſng, en 2. in Möbell! für Großſtückhe Jeröffne ich im Kestaurant „Augustiner- Solid gearbeiteie und preiswerte ſtelt ſofart ein 255 sBräu““, Miitelstrasse, für junge DPamen, Herren Speiſe- und Albert Dr echsler Nachf. tFrauen und Mädchen einen vorläufig aber a r Jletzten gründlich bildenden 18 stündigen biman el Schlafzimmer, Jnsoretisehen und praktisohen r r. c. Wohn immer und Blechschmiede- Sehlosser-
Tafeldeck- u. Servierkursus., Tun t u. Kesselschmiede- LehrlingeDer Vnterricht wird mit den dazu ge- les ahe n Du gw h
hörigen Tafelgerätschaften erteilt u. umfasst, H. Bergmann Ach Block Buschmann,
das moderne Tafeldeeken, Serviettandrechen, um erre l W JSpelsentoige bei Tizeh und Anstanäsiebte. n er Steckwiebeln Halle a. nene Ordentliche

Wage 2 B. Bern 0 an. Bettstoffe Zuweebeſen 9 ohne lungLträgoriGetl. Anmeldungen werden im Restaurant n len o en ungs ragerinnen
„Hugustinegr Bränu“, woselost Reie- mee M 7renzen und Teunonmer sten ausliegen. und Süuglioge empliekt: welch da Sqhoſſerhandwerk bei höchſtem Lohn de

nötlichat erdveten C. Klappenbach c c e e nBertha Linke. 2 Verlag der „Volksſtimme evier Zelung u h de
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